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WTO Welthandelsorganisation

APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates

OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates

EU Europaische Union

EWR Europaischer Wirtschaftsraum

FHA Freihandelsabkommen

oMC Organisation mondiale du commerce

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national

UE Union européenne

EEE I'Espace économique européen
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.03.2022
AMANDO AMMANN

Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Im Juni 2021 forderte die APK-NR mittels einer parlamentarischen Initiative die
Schaffung eines Bundesgesetzes fiir die Weiterfiihrung und Erleichterung der
Beziehungen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europaischen
Union. Der Vorstoss wurde in Reaktion auf den einseitigen Abbruch der Verhandlungen
Uber ein Institutionelles Rahmenabkommen mit der EU formuliert. Der Bundesrat solle
die Eckwerte fir den strukturierten politischen Dialog mit der EU zur Kléarung der
institutionellen Regeln in diesem Gesetz festhalten. Die Kommission argumentierte,
dass eine Kléarung der institutionellen Regeln fur die bestehenden und zukinftigen
bilateralen Abkommen grundlegend fur den kontinuierlichen und ausgewogenen Ausbau
der Wirtschafts- und Kooperationsbeziehungen mit der EU und ihren Mitgliedstaaten
sei. Vier Forderungen sollten im Bundesgesetz berlcksichtigt werden: die
Verhandlungen Uber den Abschluss eines Abkommens zur Klarung der institutionellen
Fragen oder einer anderen zukunftsfahigen institutionellen Ldosung muissen zum
néachstmoglichen Termin aufgenommen werden; der Bundesrat muss die Grundlage fur
den Verhandlungsbeginn mit einem regelméssigen strukturierten politischen Dialog auf
ministerieller Ebene schaffen; die Aussenpolitischen Kommissionen sowie die Kantone
mussen zeitnah Uber den politischen Dialog informiert werden und sollen Leitlinien zur
Starkung von Demokratie und Souverénitat empfehlen kénnen; der Bundesrat muss die
Rechtsharmonisierung rasch und umfassend vornehmen und legt dabei auch die
Prioritaten fur kUnftige Marktzugangsabkommen und den Abschluss anderer
Kooperationsabkommen fest.

Da die APK-SR der parlamentarischen Initiative im Oktober 2021 knapp keine Folge gab,
musste die APK-NR darlUber entscheiden, ob an der Initiative festgehalten werden soll.
In ihrem Kommissionsbericht Ende November 2021 gab sie dieser mit 17 zu 8 Stimmen
Folge, da eine Mehrheit der Meinung war, dass mithilfe der bewusst «nicht
ausformulierten Initiative» eine europapolitische Leitlinie zur Weiterfihrung der
bilateralen  Beziehungen mit der EU geschaffen werden mdisse. Eine
Kommissionsminderheit Nidegger (svp, GE) sorgte sich hingegen, dass dadurch die
Handlungsfahigkeit des Bundesrats eingeschréankt werden kénnte.

In der Frihjahrssession 2022 beriet der Nationalrat die Initiative seiner
Aussenpolitischen Kommission. Kommissionssprecher Eric Nussbaumer (sp, BL) rdumte
zwar ein, dass die auswartigen Angelegenheiten Sache des «Bundes» seien, dieser
Begriff umfasse jedoch nicht nur die Exekutive sondern auch die Legislative. Es sei
demnach die Aufgabe der Legislative, die «Leitlinien eines aussenpolitischen
Handlungsfeldes in einem Gesetz als Handlungsanweisung fur die Exekutive zu
verankern». Nussbaumer versicherte, dass das Gesetz keinen umfassenden
Integrationsschritt, wie zum Beispiel einen EWR-Assoziierungsvertrag, vorschreiben
wirde, sondern nur daflr sorgen solle, den bisherigen Weg zukunftsfahig
weiterzufihren. Da aus Basis der parlamentarischen Initiative zudem ein Gesetz
ausgearbeitet wirde, das dem fakultativen Referendum unterstehe, sei eine direkt-
demokratische Auseinandersetzung moglich, ohne dass der bilaterale Weg dadurch
bedroht werde. Minderheitssprecher Nidegger, der beantragte, der parlamentarischen
Initiative nicht Folge zu geben, storte sich daran, dass diese zwingend eine Klarung der
institutionellen Regeln vorsehe, wo doch derzeit untberbrickbare Differenzen zur EU
bestlinden, namentlich beim Lohnschutz, der UnionsbUrgerschaft und dem Verbot der
staatlichen Beihilfen. Er bezeichnete den Vorstoss als «Putsch» gegen das Vorrecht des
Bundesrats, die Schweizer Aussenpolitik gestalten zu kdnnen. Die grosse Kammer gab
der Initiative ihrer Kommission trotz dieser Einwédnde mit 127 zu 58 Stimmen (bei 7
Enthaltungen) Folge. Die SVP-Fraktion, sowie vereinzelte Mitglieder der FDP.Liberale-
und der Mitte-Fraktion stimmten dagegen.'
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Aussenwirtschaftspolitik

Mittels Motion forderte Marco Chiesa (svp, Tl) den Bundesrat dazu auf, im Rahmen der
aussenpolitischen Strategie 2020-2023 eine Analyse zur Internationalen Positionierung
und den Freihandelsabkommen der Schweiz zu erarbeiten. Es gelte zu evaluieren,
welche Auswirkungen die Marginalisierung der EU in einer «multipolar gewordenen und
vom konfliktgeladenen Duopol China-USA beherrschten Welt» auf die Schweiz habe, so
die Forderung des Motionérs. Ausserdem solle der Bundesrat die wirtschaftlichen und
politischen Vor- und Nachteile dreier Optionen vergleichen: Abschluss vieler bilateraler
FHA parallel zu den Abkommen im Rahmen der WTO; Abschluss/Vertiefung regionaler
FHA mit China, den USA und der EU; institutionelle Einbindung in die EU zum Schutz
gegen «hegemoniale» auslandische Investoren. Standerat Chiesa begrindete sein
Anliegen mit der zunehmenden Annéherung der Schweiz an die EU und die OECD,
womit die Schweiz ihre neutrale Rolle, die sie im Ost-West-Konflikt innehatte, verlor.
Eine Motion gleichen Inhalts hatte zuvor Yves Nidegger (svp, GE; Mo. 20.3738)) im
Nationalrat eingereicht.

Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion, da er laut Stellungnahme ohnehin
Fragen zur Positionierung der Schweiz im sich wandelnden internationalen Umfeld im
Rahmen der China-Strategie, der  Aussenwirtschaftsstrategie —und dem
Aussenpolitischen Bericht 2020 behandeln werde. ?

In der Sommersession 2020 verlangte Nationalrat Nidegger (svp, GE) vom Bundesrat mit
seiner Motion eine Analyse der Auswirkungen, welche die Marginalisierung der EU
durch das Duopol China-USA auf die Schweiz hat. Im Wortlaut entsprach sie exakt der
im Standerat eingereichten Motion Chiesa (svp, TI; Mo. 20.3760). Von besonderem
Interesse waren fur Nidegger die jeweiligen wirtschaftlichen und politischen Vorteile
dreier Alternativen: Abschluss vieler bilateraler FHA parallel zu den Abkommen im
Rahmen der WTO; Abschluss/Vertiefung regionaler FHA mit China, den USA und der EU;
institutionelle Einbindung in die EU zum Schutz gegen «hegemoniale» auslandische
Investoren. Laut Nidegger komme der EU angesichts des sich aufbauenden,
konfliktgeladenen Duopols China-USA bloss eine Zuschauerrolle zu. Zugleich habe die
Schweiz ihre ehemals neutrale Rolle im Ost-West-Konflikt verloren, da sie sich immer
starker der EU angenahert habe. Fir Motionar Nidegger liege es daher an Bundesrat
und Parlament, unter allen méglichen Optionen jene zu finden, welche den gegebenen
Umstanden am gerechtesten werde. Der Bundesrat beantragte die Annahme der
Motion, da das Anliegen mit der China-Strategie, der Aussenwirtschaftsstrategie und
dem Aussenpolitischen Bericht 2020 erflllt werde. *

In der Herbstsession 2020 nahm der Nationalrat die Motion Nidegger (svp, GE) zu den
Auswirkungen der Marginalisierung der EU durch das Duopol China-USA auf die
Schweiz stillschweigend an. *

Anfang Januar 2021 zog Stédnderat Marco Chiesa (svp, TI) seine Motion zur
internationalen Positionierung und zu den Freihandelsabkommen der Schweiz zuriick.
Grund dafur dirfte der Antrag auf Annahme der gleichlautenden Motion Nidegger (svp,
GE; Mo. 20.3738) durch die APK-SR gewesen sein. °

Der Standerat befasste sich in der Frihjahrssession 2021 mit der Motion Nidegger (svp,
GE) zu den Auswirkungen der Marginalisierung der EU durch das Duopol China-USA
auf die Schweiz. Marco Chiesa (svp, Tl) empfahl die Motion zur Annahme und wies
darauf hin, dass diese inhaltlich einer von ihm eingereichten Motion gleiche. Chiesa
forderte, dass die Schweiz eine «Aquidistanz» zwischen den beiden Polen einnehmen
solle, da sie als neutrales Land mit beiden Polen zusammenarbeiten kénnen musse. Der
anwesende Bundesrat Cassis hob die Bedeutung der in der Motion gestellten Fragen
hervor. Sowohl die Veranderung des internationalen Rahmens, wie auch die daraus
gezogenen Konsequenzen seien fir die Schweiz von grosser Bedeutung. Cassis zeigte
sich Uberzeugt von einer chinesisch-amerikanischen Rivalitat, welche die internationale
Ordnung in den kommenden Jahren oder gar Jahrzehnten pragen wurde. Europa habe
aber das Potenzial, sich in dieser Konstellation als dritte Kraft zu positionieren. Daher
sei es fur den Bundesrat eine «Daueraufgabe», solche internationalen Entwicklungen zu
analysieren. Man habe sich bereits im Rahmen der Aussenpolitischen Strategie 202-
2023 und des Aussenpolitischen Berichts 2020 von den Fragen der Motion inspirieren
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lassen. Der Bundesrat werde die in der Motion gestellten Fragen nicht in einem
gesonderten Bericht, sondern in den geographischen Strategien wie der China-
Strategie und der geplanten Amerika-Strategie behandeln. Der Standerat nahm die
Motion stillschweigend an. ©

In der Sommersession schrieben National- und Stédnderat die Motion Nidegger (svp, GE)
zu den Auswirkungen der Marginalisierung der EU durch das Duopol China-USA auf die
Schweiz ab. Der Bundesrat hatte in seinem Bericht Uber Motionen und Postulate der
gesetzgebenden Réte im Jahre 2021 mitgeteilt, dass er sich in seiner China-Strategie
2021-2024 explizit mit den Themenstellungen der Motion befasst habe. Zusatzliche
Ausfuhrungen féanden sich in der Aussenwirtschaftsstrategie und in den jahrlichen
Aussenpolitischen Berichten des Bundesrats. ’
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